
gesetzter Mißhandlung von an seinem Religionsunter­
richt teilnehmenden Kindern Iböd-inigt zu sechs Wochen 
Gefängnis. Das Kreisgericht Schönebeck verurteilte 
einen Angeklagten, der fortgesetzt Unzucht mit einem 
dreizehnjährigen Mädchen begangen hatte, mit Rück­
sicht auf sein fortgeschrittenes Lebensalter — über 
die Zubilligung mildernder Umstände hinaus — bedingt 
zu acht Monaten Gefängnis. In einem anderen Fall 
wurde wegen Erregung öffentlichen Ärgernisses trotz 
einschlägiger Vorstrafen eine bedingte Verurteilung mit 
der Begründung ausgesprochen, daß der Angeklagte 
eine vierköpfige Familie zu ernähren habe.

Schwerer zu erfassen und an konkreten Einzelbeispie­
len zu demonstrieren ist die ebenfalls erwähnte routine­
mäßige Anwendung der neuen Hauptstrafen. Neben 
einem weit überdurchschnittlichen Anteil an den Ver­
urteilungen bei einzelnen Gerichten und in einzelnen 
Bezirken8 deutet hierauf bis zu einem gewissen Grade 
m. E. auch die Unzulänglichkeit der Begründung nicht 
weniger* Urteile hin. Hier wird, außer der üblichen und 
leider meist formalen Darstellung der Daten des 
Lebenslaufs des Angeklagten und der Charakterisie­
rung des von ihm herbeigeführten Schadens, zur Straf­
zumessung oftmals nicht mehr gesagt, als daß der An­
geklagte nicht vorbestraft sei, seiner Arbeit regelmäßig 
nachgehe und die erkannte Strafe zu seiner Erziehung 
geeignet bzw. ausreichend sei. In manchen Urteilen 
wird sogar dann, wenn der Angeklagte vorbestraft ist, 
auf eine diesbezügliche gründliche Auseinandersetzung 
und Würdigung verzichtet. In einem Urteil des Kreis­
gerichts Gera-Stadt vom 7. März 1958 z. B. wurde der 
insgesamt 32mal — darunter wegen Rückfälldiebstahls 
— vorbestrafte und nunmehr wegen Fahrraddiebstahls 
zu drei Monaten Gefängnis bedingt verurteilte Ange­
klagte lediglich darauf hingewiesen, daß mit Inkraft­
treten des neuen Strafregdstergesetzes am 1. Februar 
1958 seine 32 Vorstrafen allesamt gelöscht seien und er 
sich deshalb nicht wegen Rückfalldiebstahls verantwor­
ten müsse, obwohl gern. § 8 Abs. 2 Buchst, c in Verbin­
dung mit § 15 Abs. 1 Buchst, a StRG seine letzte, Ende 
1953 verbüßte Strafe von einem Jahr und neun Mona­
ten Zuchthaus erst Ende 1958 getilgt wird. Für Routine­
mäßigkeit spricht in diesen Fällen auch der Umstand, 
daß — nach Aktenzeichen und Datum zu urteilen — 
von einzelnen Gerichten in unmittelbarer Aufein­
anderfolge mehrere solcher mangelhaft begründeter 
Entscheidungen an einem Tage abgesetzt werden.

Die tieferliegende, ideologische Ursache für derartige 
Erscheinungen des Ausweichens und der Routinemäßig­
keit ist nach meinem Dafürhalten in erster Linie 
darin zu suchen, daß bei der Wahl der Strafe die be1 
gangene Tat bzw. die in der Person des Täters liegen­
den Umstände und im Zusammenhang damit auch der 
Sinn und Zweck der neuen Strafen selbst nicht vom 
sozialistischen Standpunkt der sozialistischen Straf­
politik unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates, sondern 
von einer klassenmäßig (allerdings nur scheinbar) neu­
tralen, im Grunde spontanen, kleinbürgerlichen, in­
dividualistischen Position aus beurteilt werden. Dieser 
bei der Anwendung der bedingten Verurteilung und 
teilweise auch des öffentlichen Tadels in Erscheinung 
getretene Hauptmangel kann nur überwunden werden, 
wenn in jedem zur Entscheidung stehenden Einzelfall 
von dem Wesen und Zweck der neuen Hauptstrafen 
unseres sozialistischen Strafrechts ausgegangen wird. In 
Anbetracht dessen halte ich es für unumgänglich, sich 
an dieser Stelle nochmals — obschon darüber bereits 
mehrfach gesprochen und geschrieben wurde9 und die 
Gefahr der Wiederholung von Bekanntem besteht — 
das Wesen und den Zweck der neuen Strafen zu ver­
gegenwärtigen. Denn nur daraus lassen sich auch die 
grundlegenden Voraussetzungen für deren Anwendung 
im Einzelfall herleiten.

8 Im Bezirk Karl-Marx-Stadt z. B. machte der Anteil der 
neuen Hauptstrafen in den Monaten Februar und März an­
nähernd 40 Prozent aller Verurteilungen aus.

9 Verweisen möchte ich vor allem auf die Ausführungen des 
Ministers der Justiz über die neuen Strafarten in der Be­
gründung des StEG vor der Volkskammer, in Das Strafrecht 
der sozialistischen Demokratie, Berlin 1958, S. D ff. (Nj 1957 
S. 787 fl.), sowie das schriftliche Material für die vorbereiten­
den Seminare vor Inkrafttreten des StEG.

VgL ferner Renneberg, Die Umgestaltung des Strafensystems 
durch das Strafrechtsergänzungsgesetz, in Schriftenreihe der 
Deutschen Volkspolizei, Heft 19, S. 1 fl.

Die Umgestaltung des alten, hauptsächlich auf Frei- 
heits- und Geldstrafe gestützten Strafensystems wurde 
notwendig, weil es nicht mehr den gesellschaftlichen 
Bedingungen entsprach, die in der gegenwärtigen Ent­
wicklungsetappe unserer sozialistischen Staats- und 
Gesellschaftsordnung für einen erfolgreichen Kampf 
gegen das Verbrechertum gegeben sind. Es ist eine 
historisch und auch wissenschaftlich erwiesene Tat­
sache, daß in der DDR mit der Errichtung der Arbeiter- 
und-BauernJMacht und der Grundlagen des Sozialismus 
durch das werktätige Volk, mit dem seither stürmisch 
fortschreitenden Aufbau der sozialistischen Gesellschaft 
auf allen Lebensgebieten auch die sozialen Wurzeln 
des Verbrechertums, insbesondere seine materiellen 
Hauptursachen selbst, weitgehend beseitigt wurden und 
daß bereits heute die hauptsächlichen, klassenmäßigen 
Ursachen der Kriminalität innerhalb unserer Ordnung 
überwiegend ideologischer Natur sind10 11. Hinzu kommt 
— was selbst ein Ausdruck dieser Entwicklung ist —, 
daß der Anteil der schweren, besonders gesellschafts­
gefährlichen Straftaten, wie Staatsverbrechen, Tötungs­
und Gewaltverbrechen oder ähnliche Verbrechen, mit 
denen der Rechtsbrecher die Lebensgrundlagen unserer 
volksdemokratischen Staats- und Gesellschaftsordnung 
antastet und sich damit selbst außerhalb dieser Ord­
nung stellt, im Verhältnis zur Gesamtkriminalität 
gering und (im ganzen gesehen) rückläufig ist11. In der 
übergroßen Mehrzahl der Verbrechen handelt es sich 
nicht um Taten, die das Ergebnis eines die Person des 
Rechtsbrechers beherrschenden feindlichen Gegensatzes 
zur volksdemokratischen Ordnung darstellen, sondern 
um solche, mit denen der Täter —- meist in weniger 
schwerwiegender Weise und oft nur zeitweilig — den 
negativen Einflüssen kleinbürgerlich reaktionärer 
Denkweisen und Gewohnheiten wie Egoismus, Rück­
sichtslosigkeit oder Leichtfertigkeit, Unbeherrschtheit, 
Pflichtvergessenheit u. ä. unterlegen ist12. Bei der An­
wendung von Strafen durch den Arbeiter-und-Bauern- 
Staat geht es dem Wesen nach nicht darum und kann 
es gar nicht darum gehen, diese Rechtsbrecher — wie 
im imperialistischen Staat — den Verhältnissen und 
Forderungen einer ihnen feindlichen Staats- und Ge­
sellschaftsordnung gewaltsam unterzuordnen. Es geht 
hierbei, neben der wirksamen Sicherung der volks­
demokratischen Ordnung und der Interessen der Bür­
ger vor Verbrechen, vielmehr darum, solche Rechts­
brecher mit Hilfe des Strafzwanges aus den Fesseln 
derartiger, ihre Handlungsweise bestimmender reaktio­
närer Denkweisen und Lebensgewohnheiten zu be­
freien und auf den Weg der Achtung und aktiven Mit­
gestaltung des neuen, sozialistischen Lebens unserer 
Gesellschaft zu führen.

Selbstverständlich hat unsere Rechtsprechung auch 
schon bisher, bis zum Erlaß des Strafrechtsergänzungs­
gesetzes, diesem Zweck gedient. Indessen sind gegen­
wärtig — das wurde auf dem 30. Plenum und den ihm 
folgenden Tagungen des Zentralkomitees der SED mit 
aller Schärfe und Klarheit herausgebildet — die gesell­
schaftlichen Bedingungen und die Notwendigkeit dafür 
herangereift, die Entwicklung des sozialistischen Be­
wußtseins der Menschen zum Hauptkettenglied unserer 
gesamten ökonomischen, politischen und kulturellen

10 Aus Raumgründen kann diese wichtige, oft leider nicht in 
ihrer vollen Tragweite erkannte These hier nicht weiter aus­
geführt werden. Vgl. dazu näher Lehrbuch des Strafrechts der 
DDR, Allgemeiner Teil, S. 177 fl., S. 248 fl. und bes. S.'557 fl.; 
auch Renneberg in Beiträge zu Problemen des Strafrechts, 
Berlin 1956, S. 51 fl. (Nachdruck in NJ 1957 S. 289 fl.).

Diese These schließt übrigens nicht aus, wie manchmal 
unterstellt wird, daß in unserer Ordnung auch jetzt und zu­
künftig noch eine ganze Reihe von Widersprüchen und Fak­
toren wirksam sind, die — indem sie reaktionären ideologischen 
Einflüssen Raum gewähren, diese fördern oder gar erst er­
möglichen — die Begehung von Verbrechen begünstigen.

11 Das beweist bereits weitgehend der niedrige Anteil der 
schweren Strafen an der Gesamtzahl der Verurteilungen, der 
sich z. B. im Jahre 1956 bei Freiheitsstrafen über einem Jahr 
auf 18,9 Prozent, -bei solchen über drei Jahren auf 3,9 Prozent 
und solchen über fünf Jahren sogar nur auf 1,4 Prozent der 
Verurteilungen belief. Im Jahre 1957 hat sich diese Relation zu 
Lasten der schweren, über ein Jahr bzw. drei Jahre Freiheits­
entzug hinausgehende Strafen noch weiter verschoben!

12 vgl. hierzu W. Ulbricht auf dem 33. Plenum, in Grund­
fragen der ökonomischen und politischen Entwicklung in der 
Deutschen Demokratischen Republik, Berlin 1957, s. 118; ferner 
Die Staatslehre des Marxismus-Leninismus und ihre Anwen­
dung in Deutschland, Neues Deutschland (B) vom 6. April 1958 
Nr. 82 S. 5.
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